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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. Februar 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 154. 
Sitzung am 24. Februar 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 2. Februar 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichs- 
forderungen 

- Drucksachen 2008, 1697 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

gez. von Hassel 


Bonn, den 24. Februar 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Februar 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

von Hassel 


Druck: Bonner Universitäts-Buehdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Betr. Gesetz über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 


Anlage 


1. § 9 Abs. 4 ist in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage wiederherzustellen. 

Begründung 

Die vom Bundestag vorgenommene Strei- 
chung des Zustimmungserfordernisses des 
Bundesministers der Finanzen und der Be- 
teiligung der zuständigen Landesbehörden 
erscheint bedenklich. Die Länder sind 
daran interessiert, bei der Verwendung 
der Mittel des Ankaufsfonds gehört zu 
werden, weil sie auf Grund ihrer Verwal- 
tungspraxis die Ermessensfrage der Bedürf- 
tigkeit im Einzelfalle am besten beurteilen 
können. 

2. § 13 Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Organisation des Zentralbanksystems 
bringt es mit sich, daß die Bank deutscher 
Länder den Flauptgewinn aus dem Zen- 
tralbanksystem zieht. Aus diesem Grunde 
ist es geboten, daß den Ländern in Form 
der Zahlungen aus dem Reingewinn der 


Bank deutscher Länder an den Ankaufs- 
fonds wenigstens ein Teil des Gewinns des 
Zentralbanksystems zugute kommt. 

Da der Bund die Währungshoheit in An- 
spruch nimmt, fällt ihm auch die Aufgabe 
zu, in erster Linie Mittel zur Tilgung von 
Ausgleichsforderungen solcher Unterneh- 
men bereitzustellen, deren Ausgleichsfor- 
derungen aus währungs- und kapital- 
marktpolitischen Gründen bevorzugt zu 
tilgen sind. Der Bund erfüllt hiermit ein 
Mindestmaß seiner Verpflichtung, sich an 
der Tilgung der Ausgleichsforderungen zu 
beteiligen. Die endgültige Regelung der 
Schuldnerschaft der Ausgleichsforderun- 
gen bleibt hiervon unberührt. Die Verbin- 
dung der Leistungen des Bundes aus dem 
Reingewinn der Bank deutscher Länder an 
den Ankaufsfonds mit der Liquidation der 
Reichsbank und der Deutschen Golddis- 
kontbank ist sachfremd. Im übrigen ist es 
gesetzestechnisch nicht vertretbar, die Be- 
stimmung des Rechtsgrundes für die Zah- 
lung der in Abs. 1 Nr. 1 genannten Be- 
träge einem künftigen Bundesgesetz vor- 
zubehalten. 
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